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Die reformierte Kirche finanziert 
Angebote der muslimischen  
Gemeinschaften. Das klingt erklä-
rungsbedürftig. In manchen  
Ohren gar skandalös. Wer sich je-
doch genauer informiert, er- 
kennt rasch, dass es vor allem um 
den Erhalt etablierter Projekte 
geht. Von der Professionalisierung 
der muslimischen Seelsorge in  
den Kliniken profitieren Kirchen 
wie Spitäler. Deshalb unterstützt  
die reformierte Kirche die Qualitäts-
sicherung der muslimischen  
Seelsorge schon lange. Der Beitrag 
wird erhöht, um den Ausfall kan
tonaler Gelder zu kompensieren. 
Das Bildungsangebot Zürich- 
Kompetenz führt Schlüsselpersonen 
in der muslimischen Gemeinschaft 
an das Schweizer Wertesystem her-
an. Wer verhindern will, dass 
sich Parallelgesellschaften bilden 
und Religionsgemeinschaften  
in die Isolation abdriften, sollte so-
ziale Teilhabe ermöglichen und  
von ihnen demokratische und trans-
parente Strukturen einfordern. 

Kein Rappen Kirchensteuer 
Der Regierungsrat muss sich den 
Vorwurf gefallen lassen, die drohen-
de Finanzierungslücke ignoriert 
oder aus politischen Gründen nicht 
rechtzeitig geschlossen zu haben. 
Das darf kein Grund sein, bewähr- 
te Projekte gegen die Wand zu 
fahren. Ohnehin entpuppt sich die 
Skandalisierung der Hilfe für den 
Verband muslimischer Gemeinschaf-
ten als Scheinriese. Für ihr Brü-
ckenangebot setzt die Kirche weder 
Steuern der Mitglieder noch Kir-
chensteuern der Firmen ein. Das 
Geld stammt aus dem Rahmenkre-
dit, mit dem der Kantonsrat Leis-
tungen anerkennt, die der gesam-
ten Gesellschaft zugute kommen. 
Das Privileg verpflichtet, die Inter-
essen der gesamten Bevölkerung  
höher zu gewichten als die Angst 
ums eigene Image. Wobei die  
Kirche sich um ihr Ansehen nicht zu 
sorgen braucht, wenn sie deutlich 
macht: Die Vorlagen, die in der Syn-
ode in aller Offenheit diskutiert 
werden sollen, dienen der Integra-
tion, dem kritischen Dialog unter 
den Religionsgemeinschaften und 
damit dem religiösen Frieden.

 
Felix Reich  
«reformiert.»-Redaktor

So soll die muslimische 
Seelsorge finanziert werden
Kirche  Erstmals hat der Kirchenrat der Synode aufgezeigt, wie er die muslimische Seelsorge und 
Angebote anderer Religionsgemeinschaften mit Staatsbeiträgen des Kantons unterstützen will.

Von einem «Befreiungsschlag, der 
die Staatsbeiträge in ein Zukunfts-
modell verwandelt» sprach die Kir-
chenratspräsidentin Esther Straub 
in der Synode. Zur Debatte stand nur 
eine Antwort auf eine Interpellati-
on. Doch die hatte es in sich.

Erstmals gab der Kirchenrat Aus-
kunft darüber, wie er seinen im von 
der Synode abgesegneten und vom 
Kantonsrat zur Kenntnis genomme-
nen Tätigkeitsprogramm festgehal-
tenen Plan in die Tat umsetzen will: 
Die beiden grossen Kirchen unter-
stützen in den nächsten sechs Jah-
ren Projekte von nicht anerkannten 
Religionsgemeinschaften mit einem 
gesamtgesellschaftlichen Nutzen 
mit insgesamt zwölf Millionen Fran-
ken. Das Geld stammt aus dem Rah-
menkredit von rund 300 Millionen 
Franken, mit dem der Kanton die 
Leistungen, welche die Kirche über 
den Kreis der eigenen Mitglieder hi-
naus erbringt, honoriert.

Autonomer Nachvollzug
Ruth Derrer Balladore sieht die Lan-
deskirchen «in einer schwierigen 
Situation». Denn die Idee, nicht an-
erkannte Religionsgemeinschaften 
finanziell zu unterstützen, stamme 
ja vom Kanton, «der es verpasst hat, 
rechtzeitig gesetzliche Grundlagen 
dafür zu schaffen», sagt die Präsiden-
tin der liberalen Fraktion.

Tatsächlich wollen die Kirchen 
nur vorübergehend in die Bresche 
springen. 2032 soll der Kanton über-
nehmen. Auf welcher rechtlichen 
Grundlage die finanzielle Unterstüt-
zung nicht anerkannter Religions-
gemeinschaften möglich sein wird, 
ist noch offen. «Die Absicht ist, dass 
die neue Regelung nicht zulasten 
der anerkannten Religionsgemein-
schaften geht», sagt Marius Tongen-
dorff vom Rechtsdienst der Direkti-

on der Justiz und des Innern auf 
Anfrage von «reformiert.».

Dass nun die Kirche gefordert sei, 
«weil der Kanton die Hausaufgaben 
nicht erledigt hat», hinterlässt bei 
Christian Meier ein grosses Unbe-
hagen. «Sie übernimmt eine Verant-
wortung, die sie eigentlich nicht tra-
gen kann», sagt der Präsident der 
evangelisch-kirchlichen Fraktion. 
Denn jetzt entscheidet der Kirchen-
rat und bei grösseren Krediten die 
Synode, ob Projekte von der Verei-

nigung der Islamischen Organisati-
onen in Zürich (Vioz), dem Verband 
der orthodoxen Kirchen, des Tibet 
Songtsen House und der Freikirchen 
förderungswürdig sind. Sie alle ha-
ben bereits Gesuche eingereicht. Die 
Muslime melden mit 1,5 Millionen 
Franken eindeutig den grössten Be-
darf an. Die orthodoxen Gemein-
den hoffen auf 400 000 Franken, die 
Freikirchen auf 30 000 und das ti-
betische Zentrum für zwei Jubilä-
umsanlässe auf 8000 Franken.

Laut Esther Straub stützen die 
Entscheide des Kirchenrats auf die 
Vorprüfung der Projekte durch den 
Kanton ab. Gleichzeitig betont aber 
Marius Tongendorff vom Kanton: 
«Die Verfahrenshoheit liegt bei den 
Kirchen.» Schliesslich handle es sich 
bei den Staatsbeiträgen, die der Kan-
tonsrat bewilligt hat, um einen Rah-
menkredit, über den die Kirchen auf 
der Basis des Tätigkeitsprogramms 
frei verfügen könnten.

Dass die muslimische Gemein-
schaft von der reformierten Kirche 
Geld erhält, ist nicht neu. Der Ver-
ein, der die Qualitätssicherung der 
muslimischen Seelsorge in öffentli-
chen Institutionen im Kanton Zü-
rich sicherstellt, wird schon lange 
mit jährlich 75 000 Franken unter-

Über die Kredite für die muslimischen Gemeinschaften entscheidet die Synode im November.�   Foto: Niklaus Spoerri/Archiv

Nun lieber doch kein 
Obligatorium

Zum Rahmenkredit «Umweltbewusstes 
Handeln» legte der Kirchenrat sei- 
nen Zwischenbericht vor. Knackpunkt 
ist die Frage, ob den Kirchgemein- 
den vorgeschrieben werden soll, das 
Umweltlabel Grüner Güggel zu erlan-
gen. Die Synode hatte das Obligatorium 
einst verlangt. Ausgerechnet weil  
der Kirchenrat den Wunsch erfüllen will, 
lehnte sie die zustimmende Kennt- 
nisnahme des Zwischenberichts nun 
mit 73 zu 28 Stimmen ab.
Heinrich Brändli, Präsident des Synodal-
vereins, zeigte kein Verständnis für  

eine zögerliche Haltung: «Eigentlich 
müssten die Gemeinden ohne Druck 
von oben handeln.» Tobias Adam von 
den Religiös-Sozialen betonte, dass 
das Umweltlabel nicht einfach nur bü-
rokratischen Aufwand verursache, 
sondern dem Gemeindeaufbau diene. 
Auch Milva Weikert von den Libera- 
len lobte den Grünen Güggel, warnte 
aber vor einer Überforderung klei- 
ner Gemeinden: «Zwang führt zu Wider-
stand.» Gegen diesen Begriff ver
wehrte sich Kirchenrätin Eva Schwen-
dimann: «Die Synode setzt rechtliche 
Rahmenbedingungen und übt keinen 
Zwang aus.» Der Spielraum der Ge-
meinden bleibe gross.

stützt. Nun fällt wie beim Weiter-
bildungsangebot Zürich-Kompetenz, 
das Imame und andere religiöse Be-
treuungspersonen mit den Schwei-
zer Werten vertraut macht und ihre 
kulturvermittelnden Kompetenzen 
stärken will, der Kanton als wichti-
ger Geldgeber weg.

Erfolgsmodell bewahren
Auch für die muslimische Seelsorge 
in Spitälern fehlt das Geld aus der 
Staatskasse. Das Zürcher Modell, in 
dem die Religionsgemeinschaften 
die Spitalseelsorge verantworten, 
verteidigt Kirchenratspräsidentin 
Straub immer wieder, weil so das 
konfessionelle Profil bewahrt und 
die Freiheit erhalten bleibe. Die in-
terreligiöse Öffnung hält Straub für 
eine Erfolgsgeschichte, «von der Spi-
täler und Kirchen profitieren». 

Im November kommen die Gesu-
che der Vioz in die Synode. Über die 
übrigen Gesuche entscheidet der Kir-
chenrat in eigener Finanzkompe-
tenz. Für Ruth Derrer Balladore ist 
keine Zeit mehr für Grundsatzde-
batten: «Es kann nur noch um eine 
Gewichtung und Bestätigung ge-
hen.» Mit seiner Vorprüfung habe 
der Kanton gezeigt, dass er die Pro-
jekte unterstützen wolle. Felix Reich

Gegen den 
Scheinriesen 
helfen gute 
Argumente 


